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Die Schuldnerberatung ist eine eigenständige Profession 
innerhalb der Sozialen Arbeit, die im Zuge wachsender 
Konsumentenkreditvergabe in den 1980er Jahren ent-
stand. Nachweislich trägt Schuldnerberatung aktiv zur 
Armutsbekämpfung bei und verbessert die psychische, 
soziale und gesundheitliche Situation überschuldeter 
Menschen erheblich. Gleichzeitig ist Schuldnerberatung 
auch eine Rechtsdienstleistung und führt z. B. außerge-
richtliche Vergleichsverhandlungen, bereitet gerichtliche 
Schuldenbereinigungspläne und Privatinsolvenzverfahren 
vor, agiert als Verfahrensbevollmächtigte oder stellt Be-
scheinigungen für Pfändungsschutzkonten aus.

Die in Deutschland übliche Unterscheidung in „Schuld-
nerberatung“ und „Insolvenzberatung“ ist geschichtlich 
gewachsen und erst 1999 mit der Einführung des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens für natürliche Personen aufge-
kommen. Heute bezieht sie sich meist auf die sogenannte 
staatliche Anerkennung als Insolvenzberatungsstelle nach 
§ 305 InsO einerseits und die Schuldnerberatungsstelle 
ohne staatliche Anerkennung andererseits. Diese künst-
liche Trennung der Tätigkeitsbereiche ist fachlich nicht 
nachvollziehbar und beruht allein auf den formalen Finan-
zierungsbestimmungen im SGB. Denn für die Finanzierung 
von Schuldnerberatung sind die Kommunen zuständig, 
für die Insolvenzberatung die Länder. Aus fachlicher Sicht 
lässt sich dagegen eindeutig feststellen, dass Verbrau-
cherinsolvenzberatung nur dann nachhaltig ist, wenn sie in 
die Soziale Schuldnerberatung eingebettet wird.

Vielen Menschen dürfte ebenfalls nicht bekannt sein, 
dass es in der Sozialen Schuldnerberatung um deutlich 
mehr als die formelle Vorbereitung eines Insolvenzver-
fahrens geht (ausführlich: Bundesarbeitsgemeinschaft 
Schuldnerberatung, 2020). Diverse Studien zeigen, dass 
Scham- und Schuldgefühle des Scheiterns oder des 
Versagens bei überschuldeten Haushalten oft so stark 
sind, dass sie keine oder erst sehr spät Unterstützung 
suchen. Den Weg in die Beratung fi nden die Menschen 
erst dann, wenn die direkte Existenz bedroht ist, z. B. bei 
drohender Stromsperre oder drohendem Wohnungsver-

lust und sie mithilfe der Beratungsstelle ein Insolvenz-
verfahren als letzten Ausweg eröff nen wollen. Rein juris-
tische Beratungsangebote zum Zwangsvollstreckungs-
recht/Insolvenzverfahren oder betriebswirtschaftliche 
Beratungen zu Einnahmen-/Überschussrechnungen 
und Haushaltsplänen führen dann zwar möglicherweise 
auch zum kurzfristigen Ziel der Schuldenfreiheit. Doch 
sind es notwendige Lernprozesse und persönliche Er-
kenntnisgewinne, die Drehtür eff ekte und erneute Über-
schuldung vermeiden. Wenn im Folgenden der Begriff  
„Soziale Schuldnerberatung“ verwendet wird, so sind 
damit Beratungsstellen gemeint, deren Angebote einen 
integrativen Ansatz verfolgen und die es sich zur Aufga-
be gemacht haben, die wirtschaftliche Existenz der Rat-
suchenden sowie ihrer Angehörigen durch methodisch 
fundierte Beratungsangebote langfristig zu sichern so-
wie durch Lerneff ekte und Präventionsmaßnahmen einer 
erneuten Überschuldung vorzubeugen.

Zur Einordnung: Die Zahl der überschuldeten Haushalte in 
Deutschland wird je nach Quelle zwischen 3 Mio. und 7 
Mio. geschätzt, eine offi  zielle Zahl existiert nicht (Mantse-
ris, 2022). Einigkeit herrscht darüber, dass die Überschul-
dungszahlen 2021 leicht rückläufi g sind, sich aber weiter-
hin auf hohem Niveau befi nden. Die Zahl der Privatinsol-
venzverfahren stieg dagegen 2021 deutlich an (Destatis, 
2022), was jedoch weniger auf die Folgen der Pandemie 
als vielmehr auf die Folgen einer Gesetzesänderung zu-
rückzuführen ist, bei der die Dauer des Restschuldbefrei-
ungsverfahrens von sechs auf drei Jahre verkürzt wurde. 
Durch diese Verkürzung dürfte das Verfahren für viele 
Menschen an Attraktivität gewonnen haben.

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts nutzen 
jährlich trotzdem nur rund 600.000 Personen die Hilfe von 
einer der 1.400 anerkannten Schuldner- und Insolvenzbe-
ratungsstellen (Destatis, 2021), also gerade einmal 10 % 
der potenziellen Zielgruppe. Dennoch sind in vielen Be-
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ratungsstellen Wartezeiten von mehreren Wochen üblich, 
die infolge der Pandemie noch einmal deutlich anstiegen 
(AGSBV, 2021). Das Arbeitsfeld ist trotz der enormen 
fachlichen Anforderungen und seines unbestrittenen ge-
sellschaftlichen Nutzens seit jeher unterfi nanziert.

Der Koalitionsvertrag (SPD, Bündnis90/Die Grünen, FDP, 
2021, 112) gibt nunmehr Grund zur Hoff nung, dass in den 
kommenden Jahren eine Stärkung der Sozialen Schuld-
ner- und Insolvenzberatung erwartet werden kann: „Wir 
wollen die Schuldner- und Insolvenzberatung ausbauen.“ 
Obwohl nicht weiter spezifi ziert wird, wie der Ausbau kon-
kret aussehen soll, setzt die neue Bundesregierung da-
mit ein enorm wichtiges und erfreuliches Signal für über-
schuldete Menschen.

Aus Sicht des Staates zahlt sich Schuldnerberatung 
ohnehin schnell aus. Schon in der Diskussion um bzw. 
Gesetzesbegründung zur Einführung der Restschuldbe-
freiung in den 1990er Jahren hieß es: „Die praktisch le-
benslange Nachhaftung [ohne ein Restschuldbefreiungs-
verfahren] drängt viele ehemalige Gemeinschuldner in die 
Schattenwirtschaft und in die Schwarzarbeit ab, wenn 
nicht ihre Fähigkeiten der Volkswirtschaft ganz verloren 
gehen.“ In ähnlicher Form formuliert Grote (2019), dass mit 
der Einführung des Restschuldbefreiungsverfahrens „der 
Gesetzgeber vor allem die volkswirtschaftlichen Auswir-
kungen der Überschuldung [hat] korrigieren wollen. Denn 
wer keine Chance mehr hat, seinen Schuldenberg jemals 
abzutragen, ist demotiviert und wird keine Steuereinnah-
men generieren. Fällt er obendrein noch in den Sozialleis-
tungsbezug, wird es für den Staat doppelt teuer“.

Mithilfe der sogenannten SROI-Methode (Social Return 
on Investment) wurde 2017 vom Deutschen Institut für 
Sozialwirtschaft (DISW) versucht, die Wirkung und den 
gesellschaftlichen Nutzen der Sozialen Schuldnerbera-
tung aus Perspektive der öff entlichen Hand am Beispiel 
Hamburg zu berechnen. Die Kosten für die Beratungsleis-
tungen wurden den Einsparungen von öff entlichen Mitteln 
(Sozialleistungen, Verwaltungskosten, Verfahrenskos-
ten) gegenübergestellt. Die errechneten Erträge waren 
erheblich: „In einer Fünf-Jahres-Perspektive ergibt sich 
für die Stadt Hamburg ein sozialer Ertrag von 7,27 Mio. 
Euro, was bei den Gesamtkosten der Sozialen Schuld-
nerberatung von 3,365 Mio. Euro einem SROI von etwa 
zweihundert Prozent entspricht” (DISW, 2017). D. h.: Für 
jeden in die Soziale Schuldnerberatung investierten Euro 
fl ießen etwa 2 Euro an die öff entliche Hand zurück. Diese 
Zahlen werden von weniger konservativ angelegten Stu-
dien seit Jahren bestätigt und meist noch deutlich über-
troff en. So kommen More-Hollerweger et al. (2013) unter 
anderem in ihrer Studie in Österreich auf einen SROI von 
5,3, was bedeutet, dass „jeder 2011 in die staatlich aner-

kannten Schuldenberatungen investierte Euro Wirkungen 
im monetarisierten Gegenwert von 5,30 Euro schaff t“. 
Überschuldete Menschen möglichst früh zu erreichen, ist 
dabei für den Staat besonders lohnenswert, denn es hat 
sich gezeigt, dass die Rendite deutlich steigt, je früher ein 
Beratungsangebot greift. 

Am meisten profi tieren von einer starken Sozialen 
Schuldnerberatung aber natürlich die überschulde-
ten Personen selbst. In der ArSeMü-Studie konnte von 
Münster (2018) und anderen gezeigt werden, wie sich 
Schulden und Gesundheit gegenseitig bedingen. Die 
Autor:innen fassten das Ergebnis bei einer Tagung mit 
der Feststellung zusammen: Schulden machen krank 
und Krankheit macht Schulden. Zusammenfassend 
lässt sich also festhalten, dass eine Stärkung der Sozi-
alen Schuldnerberatung in Deutschland nicht nur sozial, 
sondern auch ökonomisch sinnvoll wäre. 

Ansatzpunkte zur Stärkung der Sozialen 

Schuldnerberatung in Deutschland*

Einführung eines Rechtsanspruchs auf Schuldnerberatung

Die Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 
13.7.2010 führte dazu, dass Erwerbstätigen, Selbständi-
gen, Rentner:innen und Immobilieneigentümer:innen der 
Zugang zur kostenlosen und qualifi zierten Schuldner- und 
Insolvenzberatung bei vielen anerkannten Beratungsstel-
len verwehrt ist, da die Träger insoweit nicht refi nanziert 
werden. In vielen Sozialen Schuldnerberatungsstellen 
kann Ratsuchenden nur dann kostenfrei Beratung und 
Hilfe gewährt werden, wenn sie Empfänger:innen von 
SGB II oder SGB XII Leistungen sind. Die Wohlfahrtsver-
bände fordern deshalb seit Jahren die Einführung eines 
§ 68a (neu) SGB XII „Hilfe bei Überschuldung“, in dem ein 
gesetzlich verankertes Recht auf Zugang zu Schuldner-
beratung geregelt wird, ungeachtet einer Leistungsbe-
rechtigung nach dem SGB XII oder SGB II (AGSBV, 2018). 
Ein solcher Rechtsanspruch würde nicht nur regionale 
Ungleichheiten aufheben und Versorgungslücken schlie-
ßen, die derzeit bundesweit bestehen. Vielmehr würde 
gerade der Staat auch fi nanziell profi tieren, wenn durch 
qualifi zierte Beratung Arbeitsplatzverluste, Krankheiten 
oder Sozialleistungsbezug vermieden werden können.

Ausbau der Beratungskapazitäten durch eine faire 

Gläubigerbeteiligung

Diverse privatwirtschaftliche Arbeitgeber:innen haben den 
Nutzen der Sozialen Schuldnerberatung schon vor vielen 
Jahren erkannt und fi nanzieren betriebliche Schuldnerbe-

*Im Folgenden ist dieser Text eine Aktualisierung von Moers (2020).
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ratung als Teil ihres Sozialmanagements und der Gesund-
heitsfürsorge für ihre Mitarbeiter:innen. Für diese Unter-
nehmen ist dies in zweifacher Hinsicht vorteilhaft, denn so 
können sie gleichzeitig Lohnpfändungen und eventuelle 
Haftungsrisiken als Drittschuldner abwenden.

Diesem Vorbild könnten andere Gläubiger und Dritt-
schuldner folgen und von der Politik entsprechend zur 
Mitfi nanzierung von Sozialer Schuldnerberatung verpfl ich-
tet werden. Den Nutzen von Schuldnerberatung für ihre 
eigenen Interessen haben Gläubiger schließlich längst 
erkannt: „Schuldnerberatung leistet einen großen Beitrag 
für unsere Gesellschaft. Daher ist es richtig und wichtig, 
die Schuldnerberatungsstellen personell und fi nanziell so 
auszustatten, dass sie allen Betroff enen eine schnelle und 
möglichst unbürokratische Hilfestellung leisten können“, 
so Kirsten Pedd, Präsidentin des Bundesverbands Deut-
scher Inkasso-Unternehmen (BDIU, 2018).

Bei der Beantwortung der Frage, wie Schuldnerberatung 
auch Gläubigern nutzt, sei darauf hingewiesen, dass die 
wesentliche Entwertung einer Forderung nicht durch die 
Eröff nung des Insolvenzverfahrens oder die Erteilung der 
Restschuldbefreiung erfolgt, sondern durch das Not-
leidendwerden des Kredits. Das Notleidendwerden von 
Krediten ist in Deutschland aber bei gerade 2 % aller Kon-
sumentenkredite der Fall, 98 % aller Konsumentenkredite 
werden laut SCHUFA Kreditkompass hingegen ordnungs-
gemäß zurückgezahlt (SCHUFA, 2019). Diese relativ gerin-
gen Ausfälle sind von den Kreditgebern und Händlern re-
gelmäßig eingepreist, womit das Risiko auf Gläubigerseite 
grundsätzlich als überschaubar angesehen werden kann. 
„Forderungen, mit denen der Schuldner letztlich in das 
Insolvenzverfahren geht, [sind dagegen] allenfalls noch 
etwa 1 Prozent der ursprünglichen Schuldsumme wert 
und werden mit entsprechenden Werten auf dem Markt 
gehandelt“ (Grote, 2019). Folglich muss es im Interesse 
der Gläubiger sein, verschuldete Haushalte möglichst früh 
und vor dem Übergang in die Überschuldung zu erreichen, 
um schon bei ersten Zahlungsstörungen Hilfe anzubieten 
und ein Insolvenzverfahren auf jeden Fall zu vermeiden.

Vergegenwärtigt man sich, dass im Jahr 2022 das BIP 
in Deutschland nach Prognosen des DIW um 3,0 % ge-
genüber dem Vorjahr weiter steigen wird und auch für 
2023 ein Wirtschaftswachstum von 2,9 % prognostiziert 
wird, lässt sich festhalten, dass die ökonomischen Rah-
menbedingungen einen Ausbau der Beratungskapazi-
täten durch eine entsprechende Gläubigerbeteiligung 
durchaus ermöglichen. Die fi nanzielle Last müsste dann 
künftig nicht allein vom Staat getragen werden. Bislang 
fehlte es jedoch an politischem Willen, entsprechende 
Modelle zur Gläubigerbeteiligung durchzurechnen und 
anschließend umzusetzen. Dabei stehen verschiede-

ne Vorschläge im Raum, die durchaus bedenkenswert 
und fair erscheinen. Die Einführung eines sogenannten 
Bescheid-Euro, die Nutzung nachrichtenloser Vermö-
genswerte oder Fair-Share- und Ausfallvorsorgemodel-
le sind nur drei Vorschläge, die aktuell zur Diskussion 
stehen (detailliert: BAG-SB, 2021).

Verbindliche Ausbildungsstandards und qualifi zierte 

Nachwuchsförderung

Ein Ausbau der Beratungskapazitäten – selbst bei ausrei-
chend fi nanziellen Mitteln in diesem bundesweit völlig unter-
fi nanzierten Arbeitsfeld – wäre in den einzelnen Beratungs-
stellen zum jetzigen Zeitpunkt allerdings kaum umsetzbar, 
da es schlicht an qualifi zierten Beratungskräften fehlt. Schon 
jetzt gestalten sich Stellenbesetzungen schwierig, nahende 
Altersabgänge drohen den bestehenden Fachkräfte mangel 
noch zu verstärken. (Bockholdt, 2021)

Einen eigenen Studiengang, einen einheitlichen Berufsab-
schluss oder eine standardisierte Ausbildungsordnung für 
Schuldnerberatungskräfte gibt es in Deutschland nicht. 
An den Hochschulen ist das Thema unterrepräsentiert – 
auch, weil in der Vergangenheit wenige Forschungsgel-
der ausgeschrieben waren. In der Regel verfügen Bera-
tungskräfte über ein abgeschlossenes Studium, meist in 
den Fächern Soziale Arbeit/Sozialpädagogik, Jura, oder 
Ökonomie/Wirtschaft. Grundkenntnisse aus dem Studium 
werden fast immer durch eine fachspezifi sche (kosten-
pfl ichtige) Zusatzausbildung ergänzt. Es kann durchaus 
als besondere Stärke des Arbeitsfelds gesehen werden, 
wie vielfältig die Erwerbsbiografi en der Beratungskräfte 
sind und wie häufi g Quereinsteiger:innen aus Überzeu-
gung in die Schuldnerberatung wechseln. Die Interdiszi-
plinarität von sozialem, juristischem, ökonomischem und 
praktischem Wissen kennzeichnet den Beratungsalltag 
und profi tiert ungemein von dieser Vielfalt. Doch die Kos-
ten der Zusatzausbildung stellen die Träger vor eine enor-
me Herausforderung, wenn es um die Nachbesetzung von 
Stellen oder den Ausbau der Beratungskapazitäten geht.

Die Stadt Hamburg entschied sich daher (auch vor dem 
Hintergrund des zu erwartenden Anstiegs von Beratungs-
anfragen durch die Folgen der Coronapandemie), ein Aus-
bildungsprogramm zu initiieren, bei dem die Sachkosten für 
eine Zusatzausbildung (z. B. die Kurskosten, Lehrmateriali-
en, Reisekosten) in Höhe von bis zu 5.000 Euro für neue Be-
ratungskräfte übernommen werden. Darüber hinaus erfolgt 
ein Zuschuss zu den anfallenden Personalkosten im Umfang 
von drei Monatsgehältern (bis zu 12.500 Euro). Alle darüber 
hinausgehenden Kosten trägt die jeweilige Beratungsstelle. 
Erste Erfahrungen zeigen, dass dieses Programm ein voller 
Erfolg ist und damit als gelungenes Vorbild und Pilot für eine 
bundesweite Nachwuchsförderung dienen kann.
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Title: Immediate and Decisive Political Action is Needed to Strengthen Social Debt Counselling
Abstract: The social benefi t of debt counseling is undoubted. Those seeking advice are empowered to claim their consumer rights and 
(regain) their quality of life. Existential emergencies can be avoided and signifi cant savings can be made for the national budget. It also 
benefi ts creditors fi nancially by avoiding private insolvency. In order to strengthen debt counselors, clear and immediate political action 
is required. One step should be the introduction of a legal right to debt counselling and the expansion of counseling capacities. Both 
could be fi nanced through fair creditor participation and would be accompanied by a nationwide initiative to train new debt counselors.

Verstärkte Zusammenarbeit von Bund und Ländern

In Anbetracht der Dimension des Überschuldungspro-
blems verwundert es, wie lange die Bundesministerien 
regelmäßig auf die Zuständigkeiten von Ländern und 
Kommunen verwiesen, wenn es um das Thema Über-
schuldung in Deutschland ging. Nicht nur die Arbeits- und 
Sozialministerkonferenz forderte deshalb 2017 und 2020 
die Stärkung der Schuldner- und Insolvenzberatung auf 
Bundesebene sowie den Ausbau der Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern. Mit dem Referat VA5 „Überschul-
dung und Resilienz von Verbraucherinnen und Verbrau-
chern“ wurde 2021 eine klare ministerielle Zuständigkeit 
im Bereich Verbraucherschutz verankert (zuvor gab es 
nur eine „federführende Koordination“ im BMFSFJ). Der 
Bund hat nun die Aufgabe, dieses Referat mit den ent-
sprechenden fi nanziellen Mitteln und personellen Res-
sourcen auszustatten, um sowohl wissenschaftliche 
Grundlagenforschung als auch übergreifende praktische 
Beratungsarbeit zu fördern.

Zusammenfassung und Ausblick

Eine Stärkung der Sozialen Schuldnerberatung in Deutsch-
land ist sozial und ökonomisch sinnvoll. Mit vier Ansatz-
punkten könnte diese Stärkung bewirkt werden. Ob und, 
wenn ja, welche dieser Ansatzpunkte in den nächsten Jah-
ren realisiert werden können, hängt allerdings wesentlich 
vom politischen Willen der handelnden Akteur:innen ab. Er-
mutigend ist, dass dieser Wille im Koalitionsvertrag bereits 
explizit zum Ausdruck gebracht wurde. Es ist nun an der Po-
litik, diesen Willen in die Tat umzusetzen.
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